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Bonn, den 13. Juni 1956 


An den Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Siebenundfünfzigsten Verord- 
nung über Zollsatzänderungen (Fristverlänge- 
rung der Konjunkturpolitischen Zollsenkung, 

1. und 2. Teil) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im 
Sinne des § 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucker ei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



vurf einer 


Siebenundfünfzigsten Verordnung 


Über Zollsatzänderungen (Fristverlängerung der Konjunktur- 
politischen Zollsenkung, 1. und 2, Teil) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 


§1 

Die durch die Achtundvierzigste Verord- 
nung über Zollsatzänderungen (Konjunktur- 
politische Zollsenkung — 1. Teil) vom 27. Ja- 
nuar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 35) und 
durch die Einundfünfzigste Verordnung über 
Zollsatzänderungen (Konjunkturpolitische 
Zollsenkung — 2. Teil) vom 1. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 105) bis zum 30. Juni 
1956 ermäßigten Zollsätze gelten ab 1. Juli 
1956 bis zum 31. Dezember 1957. 

§2 

Diese Verordnung gilt nadi Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


§3 


Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


1 . 

Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des 
Deutschen Bundestages um die Jahreswende 
1955/56 aus konjunkturpolitischen Gründen 
im Rahmen der 48. und 51. Verordnung über 
Zollsatzänderungen für etwa 270 Zollsätze 
des Deutschen Zolltarifs Zollsenkungen ver- 
ordnet. Die Zollermäßigungen betrugen durch- 
schnittlidi 50 Vo. Sie sollten in ausgewählten 
Bereichen der deutschen Wirtschaft eine Ent- 
spannung der Preissituation herbeiführen. 


II. 

Die verhältnismäßig kurze Dauer der Kon- 
junkturpolitisdien Zollsenkuiigen gestattet 
noch nicht die Zusammenstellung allgemeiner 
statistischer Ergebnisse, Dennoch sind auf be- 


stimmten Gebieten bereits Erfolge festgestcllt 
worden. Vcdkswirtschaftliche Schäden werden 
dagegen als Folge nicht gemeldet. 

III. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die 
erzielten Ergebnisse aufrechterhalten und wei- 
tere konjunkturpolitische Erfolge sich einstel- 
len werden, wenn die bis zum 30. Juni 1956 
befristeten Konjunkturpolitischen Zollsenkun- 
gen ab 1. Juli 1956, vorerst bis zum 31. De- 
zember 1957, weitergelten. 

Die Bundesregierung will dementsprechend 
durch die im Entwurf vorgelegte Sicbenund- 
fünfzigste Verordnung über Zollsatzändcrun- 
gen die Geltungsdauer der bisherigen Kon- 
junkturpolitischen Zollsenkungen bis zum 
31. Dezember 1957 verlängern. 



